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Land stur gegen Bürgerwillen –

Hafen Friedrichskoog nur noch Gerichtsakte ?

Kreativität kontra Sturheit – unter diesem Leitgedanken wünschen sich viele Bürger Friedrichskoogs einen erneuten Meinungsaustausch zwischen den

Streitparteien um die Hafenschließung, nachdem das Land nun seine Erwiderung auf die Klagen gegen die Schließung eingereicht hat.

„In recht knapper Form wiederholt das Ministerium seine Gründe, warum

eine Hafenschließung unumgänglich sei“, resümiert BIHZ-Sprecher Dirk

Eggers, der mit weiteren Klägern den Schlagabtausch vor dem Gericht verfolgt.
Für ihn und seine Mitstreiter fehlt dem beklagten Ministerium der Wille,

sich auf neue Argumente und Erkenntnisse einzulassen. „Man möchte scheinbar

am liebsten die Sache hinter den Gerichtstüren still und abgeschieden erledigen“, so Eggers weiter.

Deutlich wird diese Haltung zudem aufgrund des Umstandes, dass das Land

nunmehr den sogenannten Sofortvollzug anordnen wird. Dies bedeutet, dass

das Land mit der praktischen Umsetzung der Hafenschließung noch vor Abschluss des gerichtlichen Verfahrens beginnen kann. Allerdings ist nach

den vorliegenden Informationen der Sofortvollzug erst ab dem 01. 06. 2015

angeordnet.

Die Aktiven der Bürgerinitiative vermissen vor allem eine Antwort auf den

Vorwurf der Kläger, das Land selbst habe durch die ständige Vernachlässigung

der Ausbaggerungsarbeiten die Abwanderung der meisten Fischkutter herbeigeführt.  Dieser Vorhalt stützt sich unter anderem auch auf die Auswertung der im Rahmen des gerichtlichen Verfahrens vorgelegten Verwaltungsakten.  Aus diesen ergibt sich eine deutliche Minderung der Ausgaben für diese Arbeiten seit 2011. 

Der Klägervertreter, Herr Rechtsanwalt Jörg Junge aus Kiel, hat hierauf in der

Klagebegründung verwiesen. 

Nach dem Eindruck von Fischereichef Dieter Voss aus Friedrichskoog hat das 

Land hiernach billigend in Kauf genommen, dass Priel und Hafen zunehmend versanden und verschlicken.

Voss: „Das Ministerium wischt dieses Thema aber in sage und schreibe neun

Zeilen vom Tisch“.
Auch der Vortrag des Landes, ein Umbau des Sperrwerks in ein Schöpfwerk sei schon rein betriebswirtschaftlich die günstigste Lösung stößt vor Ort auf

erhebliche Zweifel. Die BIHZ fordert hierzu eine neutrale Überprüfung und

die Einschaltung des Landesrechnungshofes. Die Revision soll nach ihrer

Meinung auch prüfen, ob mit den bereits begonnenen Baumaßnahmen zur

Versorgung der Seehundstation bei geschlossenem Hafen nicht leichtfertig Steuergelder vergeudet werden.

„Zudem macht das Land damit deutlich, wie wenig ernst es die Klagen der

Friedrichsköger gegen die Hafenschließung nimmt“,  so meint Axel Rohwedder,

der mit seinem Boot  „Luise“  die Vogelinsel Trischen versorgt und zudem
einer der Kapitäne des Eggschiffs  „Hafenretter“  ist.

Gerd Huhn aus der Bürgerinitiative ergänzt: „Die Abgeordneten des Landtages
müssen sich zurückbesinnen, dass ihre Entscheidung zum Hafen-Aus gegen die Bürger eines ganzen Ortes gerichtet ist. So ein Streit gehört in das Parlament

und nicht vor das Gericht.“   Für Huhn ist auch der Beschluss des Petitionsausschusses, als Politiker bis zum Gerichtsentscheid nichts zu tun,
unfassbar.  „Sich als Politiker in einem solchen Konflikt hinter einem laufenden Gerichtsverfahren zu verstecken nenne ich schlichtweg kollektive Arbeitsverweigerung.“
Die Aktiven im Friedrichskooger Hafenstreit fordern daher einen neuen Dialog 
zwischen den Parteien, in welchem auszuloten sei, ob es möglicherweise neue

Aspekte gibt, die man mit dem ernsten Willen zu einer Konfliktlösung ansehen müsse.

Gemeint ist hier unter Anderem eine neue, im gesamten Streit noch nicht aufgetretene Idee, die vielleicht doch noch zur Hafenrettung beitragen könnte. Eine Projektgruppe mit Namen ETA7 stellt derzeit ihr Modell  „Landzukunft Dithmarschen“ vor. Es soll in Zeiten knapper kommunaler Kassen helfen, Erträge für Gemeinwohlzwecke, so etwa auch für einen Hafen, zu erwirtschaften.

Huhn:  „In jedem Fall müssen alle Beteiligten prüfen, ob da eine echte Realisierungschance vorhanden ist. Das gemeinsam zu tun wäre auch ein

Schritt, verlorenes Vertrauen beim Bürger zurück zu gewinnen.“

